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Ökologischer
Musterknabe?

Gerichtsentscheidungen stimulierten die japanische Umweltpolitik

J apan, noch Ende der sechziger 
Jahre als eine Schaubühne der 
Umweitzerstörung charakteri­
siert, wird inzwischen wegen seiner er­

folgreichen Umweltpolitik auch in der 
Bundesrepublik Deutschland mit gro­
ßer Aufmerksamkeit betrachtet. Ge­
rade im Bereich der Luftreinhaltung, 
wo uns die Probleme auf den Nägeln 
brennen, sind in Japan fast spektaku­
läre Erfolge erzielt worden. Mußte in 
den sechziger Jahren und auch An­
fang der siebziger Jahre noch die japa­
nische Stadtbevölkerung winters wie 
sommers unter extremen Smogbela­
stungen leiden, konnten schon kurze 
Zeit später die berühmt-berüchtigten 
»Sauerstoff-Tankstellen« in Tokios 
Straßen, die den unter Atemnot leiden­
den Bürgern die Inhalation sauberer 
Luft ermöglichen sollte, abgebaut wer­
den.

Weltweit einmalig
Der rasche Belastungsrückgang ist 

mit umwelttechnischen Maßnahmen 
und umweltpolitischen Regelungsin­
strumenten erreicht worden, die teil­
weise weltweit einmalig sind. Hierzu 
gehören eine in großem Maßstab be­
triebene Entschwefelung von Schwer­
ölen, der Import von teuren, schwefel­
armen Brennstoffen sowie der Einbau 
von Rauchgasentschwefelungs- und 
Entstickungsanlagen im Kraftwerks­
und Industriebereich, und zwar bei 
neuen und Altaniagen. Bei der Rauch­
gasentschwefelung und -entstickung 
hat Japan im internationalen Vergleich

inzwischen eindeutig die Spitzenposi­
tion inne. Während in der Bundesrepu­
blik Deutschland gegenwärtig bei 
etwa 15 Kraftwerken Rauchgasent­
schwefelungsanlagen installiert sind -  
aufgrund der 1983 verabschiedeten 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
wird die Zahl in den kommenden zehn 
Jahren allerdings erheblich zuneh­
men - ,  sind in Japan schon Vorjahren 
fast alle Kraftwerke hiermit ausgerü­
stet worden.

Die erste Entstickungsanlage zur 
Verminderung der Stickstoffoxidemis­
sionen ging Mitte der siebziger Jahre 
in Betrieb; in der Bundesrepublik wird 
die erste großtechnische Anlage auf 
Basis der selektiven katalytischen Re­
duktion erst 1986 in Betrieb gehen. Ge­
genwärtig sind in Japan über 1400 
Rauchgasentschwefelungsanlagen 
und rund 230 Entstickungsanlagen in­
stalliert.

Auch die Kfz-Abgase werden in Ja­
pan stärker gereinigt als in anderen 
Ländern. Der Ausstoß von Kohlenwas­
serstoffen, Kohlenmonoxid und Stick­
stoffoxiden wurde beim einzelnen Per­
sonenkraftwagen durch strenge Ab­
gasbegrenzungsvorschriften um rund 
90 Prozent im Vergleich zum Jahr 1970 
gesenkt. Aufgrund der Maßnahmen 
wird der So2-Luftqualitätsstandard in­
zwischen an 99 Prozent der über 1600 
Meßstationen eingehalten. Dagegen 
wird der N 0 2-Luftqualitätsstandard 
bei den rund 270 speziell an Autostra­
ßen aufgestellten Meßstationen immer 
noch an 25 Prozent der Stationen

überschritten; dies wird vor allem dar­
auf zurückgeführt, daß der Kfz-Be- 
stand so rasch gewachsen ist, daß die 
scharfen N 0 2-Abgasgrenzwerte hier­
mit nicht Schritt halten konnten; Allein 
von 1970 bis 1980 verdoppelte sich die 
Anzahl der Kraftfahrzeuge.

Im Bereich des Gewässerschutzes 
haben die umweltpolitischen Anstren­
gungen dazu geführt, daß die Bela­
stung der Gewässer mit toxischen 
Substanzen stark zurückging; in nur 58 
Fällen (0,04 Prozent) von 149463 Pro­
ben wurden die Gewässergütestan­
dards für gesundheitsgefährdende 
Stoffe überschritten.

Neben den umwelttechnischen 
Maßnahmen war auch die Anwendung 
einiger neuartiger umweltpolitischer 
Regelungsinstrumente an den Schad­
stoffminderungen beteiligt. Hierzu ge­
hören vor allem das Gesamtemis- 
sionssteuerungs-System, auf dessen 
Basis den Betrieben Emissionskontin­
gente für S 0 2, N 0 2 und organisch ab­
baubare Abwassereinleitungen zuge­
teilt werden; ein Kostenbeteiligungs­
gesetz für umweltschutzbezogene 
Vorsorge- und Sanierungsmaßnah­
men, wonach bestimmte Unterneh­
men bis zu 70 Prozent der hierbei an­
fallenden Kosten zu tragen haben und 
ein Schadensausgleichssystem für 
Gesundheitsbeeinirächtigungen in­
folge von Umweltverschmutzungen, 
dessen Kosten überwiegend nach 
dem Verursacherprinzip auf schad­
stoffemittierende Betriebe oder Kraft­
fahrzeuge überwälzt werden. Auf das 
letztgenannte System wird weiter un­
ten näher eingegangen,

Gesundheitsschäden
Die umweltpolitischen Leistungen 

im Bereich der Luftreinhaltung wie 
auch bei der Verminderung der toxi­
schen Substanzen in Gewässern sind 
jedoch nicht das Ergebnis einer vor­
ausschauenden staatlichen Umwelt­
politik. Sie sind vielmehr Ergebnis ei­
ner überaus konfliktreichen Entwick­
lungsgeschichte, in deren Verlaufes zu 
einem dramatischen Anstieg der Ge­
sundheitsbeeinträchtigungen durch 
industrielle Emissionen, zu landeswei­
ten Protesten und teilweise militanten



Demonstrationen gegen Umweltver­
schmutzer sowie zu langwierigen 
gerichtlichen Auseinandersetzungen 
zwischen Geschädigten und emittie­
renden Unternehmen kam.

Die japanische Umweltpolitik seit 
Ende des 2. Weltkriegs läßt sich dabei 
in drei Phasen gliedern: die Phase der 
ökologischen Ignoranz bis Mitte der 
sechziger Jahre, die Phase einer ledig­
lich symbolischen Umweltpoiitik, in 
der zwar im Wortlaut strenge, in der 
Praxis aber nicht vollzogene Gesetze 
erlassen wurden, und die Phase einer 
aktiven, technokratischen Umweltppli- 
tik, die 1970 einsetzte und bis heute 
andauert.

Gerichtsverfahren
Entscheidenden Anteil an der 

Wende der japanischen Umweltpolitik 
Anfang der siebziger Jahre hatten vier 
zivilrechtliche Gerichtsverfahren, in 
denen die Opfer von Quecksilber- und 
Cadmiumvergiftungen (Minamata- 
und Itai-Itai-Krankheit) sowie von 
Atemwegerkrankungen durch Schwe­
feldioxid (Yokkaichi-Asthma) hohe 
Schadensersatzleistungen erstritten. 
In diesen, in Japan als die »Vier großen 
Umweltschutzprozesse« bezeichne- 
ten Verfahren haben japanische Unter­
gerichte -  nur in einem Fall auch ein 
Berufungsgericht -  das japanische 
Haftpflichtrecht im Interesse der Ge­
schädigten geradezu revolutioniert.

Neben ihrem immensen Öffentlich­
keitseffekt -  mächtige Industriegrup­
pen waren zum erstenmal und in rele­
vantem Ausmaß wegen der aufgrund 
ihrer laxen Umweltschutzmaßnahmen 
verursachten Schäden verurteilt wor­
den -  sind die von der Rechtspre­
chung entwickelten neuen Entschei­
dungsprinzipien von fundamentaler 
Bedeutung. Zu diesen Rechtsprinzi­
pien gehören insbesondere die Anwen­
dung des epidemiologischen Kausali­
tätsnachweises hinsichtlich der Ursa- 
che-Wirkungs-Beziehungen zwischen 
einer bestimmten Schadstoffkonzen­
tration und dem Gesundheitsschaden, 
scharfe Sorgfaltsanforderungen bei 
abstrakt-potentiell gefährlicher Pro­
duktion und die Beweislastumkehr für 
deren Einhaltung sowie die Anerken­

nung einer weitgehenden Haftung je­
des Verschmutzers bei zusammenwir­
kenden Emissionen (Gefährdungs­
und gesamtschuldnerische Haftung). 
Hierdurch wurde es den Geschädigten 
wesentlich erleichtert, ihre Ansprüche 
vor Gericht durchzusetzen. Sie 
brauchten nun nicht mehr wie vormals 
einen strikten naturwissenschaftlichen 
Kausalitätsnachweis über den Zusam­
menhang zwischen Schadstoffen und 
deren gesundheitlichen Effekten zu er­
bringen, sondern es reichte dem Ge­
richt, wenn statistische, etwa durch 
epidemiologische Untersuchungen 
gewonnene Informationen es plausi­
bel erscheinen ließen, daß ein Zusam­
menhang zwischen bestimmten 
Krankheiten und dem Vorkommen be­
stimmter Schadstoffe bestand.

Das Problem des Verursachernach­
weises lösten die japanischen Richter 
insofern zugunsten der Geschädigten, 
als sie beim Voriiegen einer gewissen 
Plausibilität, daß bestimmte Betriebe 
für diese Schadstoffemissionen ver­
antwortlich sind, von diesen Betrieben 
verlangten, das Gegenteil zu beweisen 
(Beweislastumkehr). -Im Falle der 
Atemwegbeeinträchtigungen durch 
Luftschadstoffemissionen (Yokkaichi- 
Prozeß) lag dabei eine sehr kompli­
zierte Situation vor, weil hier eine 
Gruppe von sechs Unternehmen vor 
Gericht stand. Die Richter sahen hier­

bei davon ab, herauszufinden, inwie- i 
weit und ob überhaupt jedes einzelne ! 
dieser sechs schadstoffemittierenden j 
Unternehmen für die Atemwegerkran­
kungen verantwortlich zu machen war; j 
statt dessen wurden die Unternehmen! 
als eine gemeinsame Schadensquelte  ̂
definiert, weil sie einen zusammenhän-1 
genden industriellen Komplex bilde-f 
ten. Damit wurde das Prinzip der ge-| 
samtschuidnerischen Haftung aufge-l 
stellt. 1

Mit der Industrie ]
Schließlich mußte noch die Frage j 

nach einer schuldhaften (vorsätzlichen j 
oder fahrlässigen) Handlung der be­
klagten Unternehmen beantwortet! 
werden. Diese wiesen unter anderem 
darauf hin, daß die technischen Mög­
lichkeiten 2ur Schadstoffbegrenzung 
nicht oder nur sehr begrenzt vorhan­
den oder ökonomisch unerschwing­
lich gewesen seien und daß der 
Schadstoffausstoß nicht gegen ge­
setzliche Auflagen oder Verwaltungs­
vorschriften verstoßen habe. Die Ge­
richte befanden jedoch, daß be­
stimmte Großemittenten, besonders 
aus den Branchen Chemie, Petroche­
mie und Energieerzeugung, grund­
sätzlich eine so hohe Umwelt- und Ge­
sundheitsgefährdung in sich bürgen, 
daß strengste Vorsichtsmaßnahmen, 
einschließlich der Anwendung der fort­
schrittlichsten auf dem Weltmarkt an­
gebotenen Reinigungstechnologie 
verlangt werden können.

Die Gerichte haben zugleich indirekt 
die Umweltpolitik der Regierung kriti­
siert, indem sie die Einhaltung staatli­
cher Emissionsgrenzwerte und Einzel­
auflagen nicht als Rechtfertigungs­
grund anerkannten. So hieß es in einer 
Urteilsbegründung, daß das Einhalten

Jahr 1970 197t 1972 1973 1974' 1975 1970 1977 1918 ■ 1979 1930 1981 m 2 1 »

Rauchgas-
entschwefalung:
Anlagenzahl 102 183 323 543 r m 994 1134 1192 1127 1266 1329 1382 130t) 14Ô5
Reinigungskapazitat 
in Mio. NmVh 5,4 9,3 18 28,8 42,7 793 1Q3.S 110,5 114.8 117,5 122 120,2 127,2 1291

Entstickungs-
aniagen:
Anlagenzahl 5 ' 10 20 45 : 71 93 109 ' 122 140 175 ’ m 231
Retnigungskapazität 
in Mio. NmP/h - 0,1 0,4 1,2 4,3 8,2 13,7 22.2 28,4 391 03,6 71.7 951

Quefte; Hach Angaben des staatlichen Umweftamtes Japan von 1985.

Tabelle 1: Rauchgasentschwefelungs- und Entstfckungsanlagen in Japan
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Umweltpolitik/Luftremhaltung

Fahrzeuge mit Dieselmotor, direkte Einspritzung

Anm.t Mittelwerte der NO,-Emissikonon 
Quelle: Japanische Botschaft In der BRD

Abbildung 1: Effekte der Schadstoffbe- 
grenzungsvorschriften bei Kraftfahr­
zeugen im Zeitablauf

von Emissionsstandards nur gegen 
Verwaltungssanktionen schützen 
könne, die Opter jedoch nicht ihr 
Schicksal zu erdulden hätten, nur weil 
der Schadstoffausstoß den gesetzli­
chen Vorschriften entsprochen habe.

Die Gerichtsurteile verstärkten den 
Gesichtsverlust der japanischen Indu­
strie und der offiziellen japanischen 
Umweltpolitik. Sie führten auch dazu, 
daß man der rechtlichen Waffengleich­
heit zwischen Umweltverschmutzern 
und Betroffenen ein beträchtliches 
Stück näher kam. insbesondere die 
Befürchtungen von Industrie und Re­
gierung, daß es nun zu einer Prozeßla­
wine gegen emittierende Betriebe

70 Entsorgungspraxis 1/86

kommen könne, waren Anlaß für die 
grundlegende Änderung der staatli­
chen Umweltpolitik. Es wurden stren­
gere Umweltgesetze nicht nur erlas­
sen, sondern auch vollzogen.

In enger Kooperation mit den betrof­
fenen Industriezweigen wurden kurz­
fristige Ziele für Umweltverbesserun­
gen abgesteckt und die hierfür erfor­
derlichen Strategien festgeiegt. Zum 
Teil wegen der optischen Effekte 
(schnelle Sichtbarkeit umweltpoliti­
scher Erfolge) wurde der Schwerpunkt 
auf Maßnahmen im Bereich der Luft­
reinhaltung und zur Verminderung der 
Gewässerbelastung durch toxische 
Substanzen gesetzt. Die Gerichtsur­
teile waren aber auch unmittelbarer 
Anstoß zum Erlaß des Gesetzes, das 
für Gesundheitsschäden durch Um ­
weltverschmutzungen Entschädi­
gungsleistungen vorsieht, zu deren 
Finanzierung primär die schadstoff­
emittierenden Unternehmen herange-. 
zogen werden.

Japan ist das einzige Land, das ein 
umfassendes, spezialgesetziich gere­
geltes Entschädigungssystem für Ge­
sundheitsbeeinträchtigungen hat, die 
durch Umweltverschmutzung verur­
sacht sind. Für bestimmte gesetzlich 
festgelegte Gesundheitsbeeinträchti­
gungen werden Entschädigungen ge­
zahlt, die nach Schwere der Beein­
trächtigung gestaffelt sind. Der Lei­
stungskatalog reicht von Beihilfen für 
Medikamente bis hin zu einer dynami­
sierten Rentenzahlung im Falle der Er­
werbsunfähigkeit. In seiner heute be­
stehenden Form wurde das Kompen­
sationssystem 1974 in Kraft gesetzt. 
Gegenwärtig erhalten über 90 000 Per­
sonen auf seiner Grundlage Entschä­
digungszahlungen und sonstige Bei­
hilfen, darunter über 89000 Personen 
wegen Erkrankungen der Atemwege.

Im Falle der durch Luftverschmut­
zung bedingten Schäden erfolgt die 
Kostendeckung durch Abgaben, die 
Unternehmen proportional zu ihren 
S 0 2-Emissionen in einen Kompensa­
tionsfonds zu zahlen haben. Luftver­
schmutzer in Belastungsgebieten, in 
Gebieten, in denen Atemwegerkran­

Krankheiten Festgelegte
Gebiete

Anzahl der 
anerkannten 

Personen

Kiassel;
Nicht-
spezi­
fische
Krank­
heiten

Chronische 
Bronchitis, 
Bronchial­
asthma, 
asthmatische 
Bronchitis, 
Lungen­
emphyseme 
u. ihre Folgen

verschiedene Ge­
biete incl. der südli­
chen Küstenregion 
vonShiba-Stadt 
16 Bezirke von 
Tokio, das gesamte 
Stadtgebiet von 
Osaka

88509

Klaeso 2: 
Spezi- 
fische 
Krank­
heiten

Minimata-
Krankheit

Unteres Agano 
River Basin

553

ftai-ttai-
Krankheit

Unteres Jinzu 
River Basin

37

Minimata-
Krankheit

Küstengebiet der 
Minimata-Bucht

1370

Chronische
Arsen-
Vergiftung

Sasagadani-
Distrikt{Shimane-
Präfektur)

9

Toroku-Distrikt
(Miyazaki-
Präfektur)

107

Gesamt 90585

Quelle: Nach Angaben des staatlichen Umweltbundesamtes 
Japan von 1985.

Tabelle 2: Anzahl der kompensations­
berechtigten Personen nach Art 
der Erkrankung (Stand 1983)

kungen gehäuft auftreten, müssen we­
sentlich höhere Abgaben zahlen als 
diejenigen in unbelasteten Gebieten. 
Im Höchstfall (so in der Präfektur Osa­
ka) kann die Abgabe rund 14 DM pro 
kg Schwefeldioxid betragen. Auch das 
Kollektiv der Autofahrer muß indirekt 
seinen Obolus zum Entschädigungs­
system leisten. 20 Prozent der Kom­
pensationskosten werden durch das 
Aufkommen der Kfz-Gewichtssteuer 
beglichen.

Das Kompensationssystem ist ins­
gesamt so pragmatisch konstruiert 
worden, daß es mit einem relativ gerin­
gen Verwaltungsaufwand und ohne 
besondere Vollzugsschwierigkeiten 
funktioniert. Gleichwohl wird von ver­
schiedenen Gruppen Kritik an einigen 
Aspekten des Systems geübt. So for­
dern die Geschädigten und ihre Orga­
nisationen unter anderem die Auf­
nahme weiterer Krankheitsarten in das 
Kompensationssystem. Die Beteili­
gung der Automobilisten zu nur einem 
Fünftel am Entschädigungsfonds wird 
insbesondere von den Betreibern sta­
tionärer Anlagen kritisiert, da die S 0 2-  
Emissionen aus dem Kraftwerks- und 
Industriebereich drastisch gesunken 
sind, während der Anteil der Kfz-Emis- 
sionen (speziell Stickoxide) an der 
Luftbelastung in den Ballungsgebieten



seit Einführung des Gesetzes stark zu­
genommen haben. Es ist damit zu 
rechnen, daß die 1983 eingesetzte un­
abhängige Kommission zur Überprü­
fung des Kompensationssystems im 
Verlauf des Jahres 1986 Vorschläge zu 
Modifikationen des Systems machen 
wird; mit einer Abschaffung des Kom­
pensationssystems ist dagegen nicht 
zu rechnen.

Kein ökologisches Harakiri
Insgesamt ist festzustellen, daß her­

ausragende Umweltschutzleistungen 
in Japan primär in den Bereichen er­
zielt worden sind, in denen aufgrund 
schwerwiegender Gesundheitsschä­
den das allgemeine Haftungsrecht und 
das Umweltschutzrecht verschärft 
worden sind. Andere Umweltbereiche 
wie auch der allgemeine ökologische

Bereich sind dagegen vernachlässigt 
worden. So sind die Gewässer immer 
noch stark mit organischen Substan­
zen belastet, insbesondere zirkula­
tionsschwache Gewässer wie Seen 
und Meeresbuchten haben einen ho­
hen Eutrophierungsgrad.

Die Abfallmengen aus dem Haus­
halts- und Gewerbebereich nehmen 
rasch zu, und Deponieplätze sind im 
dichtbesiedelten Japan rar. Der Müll 
(auch Söndermüll) wird häufig zur Kü­
stenaufschüttung oder zum Bau 
künstlicher Inseln verwendet; dies 
könnte langfristig zu verheerenden Fol­
gen für die Gewässer, auch für das; 
Grundwasser, führen.

Lärm- und Vibrationsbelasturigen 
machen den Hauptanteil der Be­
schwerden aus der Bevölkerung über 
Umweltbelastungen aus. Im Natur- 
und Landschaftsschutz liegt, ebenso

wie im Bereich der Raumordnung und 
Stadtplanung, noch vieles im argen.

Eine eigentliche Umweltschutzpoli­
tik, die den gesamtökologischen Kon­
text berücksichtigt und durch vorsor­
georientierte Maßnahmen »Probiem- 
verlagerungen« vermeidet, muß in Ja­
pan erst noch entwickelt werden. Das 
Fazit zur japanischen Umweitpoiitik 
dürfte daher lauten, daß Japan weder 
auf dem Weg zum einst vorausgesag­
ten »ökologischen Harakiri« ist noch 
ein ökologischer Musterknabe gewor­
den ist. Gleichwohl sind für wichtige 
Umweltbereiche technische, politi­
sche und rechtliche Maßnahmen zur 
Minderung der Gesundheits- und Um ­
weltfolgen industriellen Wachstums er­
griffen worden, die innerhalb einer rela­
tiv kurzen Zeitspanne zu drastischen 
Belastungsminderungen geführt ha­
ben. Helmut Weidner


